
Bundessozielgericht
„

Az.: 10 RV 405/64 I m N a m e n d e s V o l k e s___—__——_—__— ___—_.

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

‚00.00.90...0ConOo.-00.0.000000lOooolooococaoacoooo

Kläger und Revisionskläger,

g e g e n

Ola......oooovooocoooooooncoc0.00.0000....ooucnocooa

Beklagte und Revisionsbeklagtea

Der 10. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 20. Oktober 1967 durch

Senatspräsident Dr" T e s m e r

\
— Vorsitzender —,

Bundesrichter S a u t t e r ,
Bundesrichter Dr. B r o c k e ,
Bundessozialrichter R e u t e r g und

Bundessoziqlrichtcr Dr. G e n e n g e r

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Lan—

dessozialgerichts Bremen vom 3‚ Oktober 1965 wird

als unbegründet zurückgewiesen.

Die Beklagte hat dem Kläger auch nicht die außergeé

richtlichcn Kosten des Revisionsverfahrens zu er—
stattcn.
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Der Kläger bezog in der Bundesrepublik Deutschland Versorgungs—

rente‚ Mit Bescheid vom 27„ Juni 4957 gewährte ihm die Versor—

gungsbehörde nach seiner Auswanderung nach Brasilien die Rente

nach einer Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdB) um 50 V„Ho als

Kann—Leistungo Bevor sie diesen Bescheid erließ, war der.Pfän—

dungs— und Überwvisungsboschluß des Amtsgerichts (AG) Münster

vom 50° November 1956 zugestellt werden, den diegrschiedene

Ehefrau des Klägers als gesetzliche Vertreterin des gemeinsamen

Sohnes Wolfgang erwirkt hatte; mit diesem Beschluß war die Ren—

tenforderung des Klägers an das Versorgungsamt (VersorgA) we—

gen rückständigen Unterhalts in Höhe von DM 840‚—— und wegen

laufenden Unterhalts in Höhe von monatlich DM 40,—— ge■fändet

und zur Einziehung an den Gläubiger überwiesen werden. Das

VersorgA hatte dem AG im Schreiben vom 8. Dezember 1956 die Hö—

he der Rente mitgeteilt und dabei auf die beschränkten Pfän—

dungsmöglichkeiten von Renten aus der Kriegsopferversorgungé'gdi

nach den 55 67 und 69 des Bundesversorgungsgesetzes (BVG) hin;

gewiesen. Veiterhin hatte das VersorgA gebeten, wegen der wirt—

schaftlichen Lage des Klägers den Pfändungs— und Überweisungs—

beschluß insoweit zu ergänzen, ”als eine gewisse Schongrenze

eingeführt wird”. Das VersorgA hatte fernerhin eine Stellung—

nahme dazu erbeten, für velche Personen und wegen welcher Un—

terhaltsansprüche die Pfändung erfolgt sei‚ Daraufhin hatte

das AG mit Schreiben vom 220 Dezember 4956 dem VersorgA mitge—

teilt, daß es keine Veranlassung sehe, den Pfändungsbeschluß

abzuändcrn oder aufzuheben° Mit einem weiteren Schreiben vom

5„ Januar 4957 hatte das VersorgA ferner darauf hingewiesen,

daß es für den Sohn Wolfgang bereits den Familienzuschlag zah—

le. In einem weiteren Schreiben an das AG vom 48„ Februar 1957
ha%te

es dann noch ausgeführt, daß die Berechnung für den rück—

ständigen Unterhalt von Wolfgang in Höhe von DM 840,—— nicht

richtig sein könne, daß der Kläger in außerordentlich schlech—

ten wirtschaftlichen Verhältnissen lebe und es keinem Zweifel

unterliege, daß er auf einen Teil seiner Rente dringend ange—
wiesen sei. Das AG Münster hatte dann mit Beschluß vom 27„ Fe—

bruar 4957 den ursprünglichen Beschluß dahin abgeändert, daß
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der rückständige Unterhaltsbetrag für die Zeit vom 4.Mai

4954 bis 28. Februar 4957 noch DM 440,—— betrage, der lau—

fende Unterhalt in Höhe von DM 40‚—— ab 4. März 4957 zu zah—

len sei.

Daraufhin überwies die Versorgungsbehörde von der mit Be—

scheid vom 27. Juni 4957 errechneten Nachzahlung von DM 5.552,——

für rückständige Unterhaltsleistungen — die inzwischen um

240‚—— DM angewachsen waren — einen Betrag von DM 650,——

sowie für Pfändungskosten einen Betrag von DM 5,40 und für

den laufenden Unterhalt von der monatlichen Rente den Be—

trag von DM 40,—— an die geschiedene Ehefrau des Klägers.

In einem Schreiben vom 42. September 4957 teilte das VersorgA

dem Kläger mit, daß es rechtlich verhindert sei, als Beauf—

tragter von Versorgungsberechtigten in der Vollstreckungssa—

che tätig zu werden. Der Kläger selbst hatte sich über das

Generalkonsulat am 24. Januar 4957 und in Schreiben an das

AG gegen die Pfändung verwahrt. Der Pfändungs— und Überwei—

sungsbeschluß ist sodann mehrfach geändert werden, und zwar

in der Weise, daß die Pfändungen der laufenden Rente herabge—

setzt wurden (Beschlüsse vom 44. August, 49. Oktober und
22. Dezember 4959). Auf die sofortige Beschwerde des Klägers

hob das %andgericht (LG) Münster mit Beschluß vom 49. Sep—

tember den Beschluß des AG vom 20. April 4964 (Zurückweisung

der Erinnerung) und den Pfändungs— nnd Überweisungsbeschluß

vom 50. November 4956 auf. In den.pründen dieses Beschlusses

führte es aus, das AG Münster sei nicht das zuständige Voll—
streckungsgericht gewesen. Die Unzuständigkeit könne jedoch

in entsprechender Anwendung des 5 542 a der Zivilprozeßord—

nung (ZPO) in der Beschwerdeinstanz nicht mehr geltend ge—
macht werden. Der Pfändungsbeschluß sei dagegen aus sachli—

chen Gründen aufzuheben, weil der Kläger die Rente nach dem

BVG gemäß 5 69 für seinen eigenen Unterhalt benötigte.

Der gegen den Bescheid des VersorgA vom 27. Juni 4957 vom
Kläger eingelegte Widerspruch war ohne Erfolg (Widerspruchs—

bescheid vom 54. Dezember 4957). Das Sozialgericht (SG) hat

_4_
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mit Urteil vom 5„ August 1960 die Klage abgewiesen„ Das Lan—

dessozialgerieht (LSG) hat mit Urteil vom 50 Oktober 4965 die

Berufung des Klägers gegen dieses Urteil als unbegründet zu—
rückgewiesen„ Es hat ausgeführt, der Kläger wende sich im Be—

rufungsverfahren nur noch dagegen, daß die Beklagte in Ausfüh—

rung des mehrfach abgeänderten Pfändungs— und Überweisungsbe—

sehlusses des AG Münster einen Teil seiner Versorgungsbezüge

einbehalten und an seine frühere Ehefrau abgeführt haben Es

könne nicht festgestellt werden, daß dieses Verhalten der Be—
klagten rechtswidrig und diese verpflichtet sei, die an die

frühere Ehefrau des Klägers abgeführten Versorgungsbesüge

nochmals an ihn auszuzahlen° Zwar habe das AG Münster bei der

Pfändung und Überweisung der Rente des Klägers die @@67 und
69 BVG nicht beachtet. Dennoch sei aber die Beklagte ver—

pflichtet gewesen, der Anordnung Folge zu leisten„ Trotz der

örtlichen Unzuständigkeit des AG zum Erlaß des BfändungsA und

Überweisungsbeschlusses sei dieser Beschluß nicht nichtig,

sondern nur anfechtbar gew seno Diese Anfechtung sei Sache

des Klägers, nicht der Beklagten gewesen„ Ihr könne auch kein

Vorwurf daraus gemacht werden, daß sie die.Unzuständigkeit

des AG nicht erkannt habe, Denn nicht nur der Beehtspfleger,.

sondern auch der zuständige Amtsrichter hätten — wenn auch

irrtümlich — ihre Zuständigkeit bejahto Die Beklagte sei

auch nicht verpflichtet gewesen, von sich aus etwas gegen

den Pfändungs— und Überweisungsbeschluß zu unternehmen oder

ihn nicht oder nur teilweise zu befolgen, Dies ergebe sich aus
der Verwaltungsvorschrift (VV) Nr„ 2 Abs. 2 und 5 zu 5 6?

BVG aF„ Die VV berücksichtige die allgemeine Fürsorgepflicht

der Versorgungsbehörden gegenüber den Versorgungsbereehtigteno

Da der Gläubiger gegenüber dem Kläger auf Grund eines voll—

streekbaren Urteils Ansprüche geltend gemacht habe, fänden

die Vorschriften über die Zwangsvollstreckung nach dem 80

Buch der ZPO Anwendungo Die Sonderregelung des BVG beziehe

sich nur auf die Pfändbarkeitsgrenzen der 55 850 bis 852

ZPO„ Die Frage, ob und in welchem Umfang gemäß den @@67 und

69 BVG eine Pfändung vorgenommen werden könne, müsse das

Vollstreckungsgericht entweder bei Erlaß des Beschlusses oder
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bei einer Entscheidung über einen Reehtsbehelf berücksichti—

gen. Die übrigen Eilichten des Gläubigers, Schuldners und

Drittschuldners ergäben sich allein aus der ZPO. Mit der

Pfändung und Überweisung der Forderung sei es der Beklagten

verboten gewesen, noch an den Kläger als Schuldner zu lei—

sten; demgegenüber sei der Gläubiger ermächtigt gewesen,

nunmehr die gepfändeten Beträge einzuziehen. Hiergegen

hätte sich der Kläger gemäß 5 766 ZFO wehren müssen. Zwar

habe auch die Beklagte dieses Recht gehabt, sie sei aber da—

zu nicht verpflichtet gewesen, da es sich um eine Pfändung

wegen eines gesetzlichen Unterhaltsanspruehs gehandelt habe"

In Erfüllung ihrer Fürsorgepflicht habe die Beklagte den
Kläger auf diese Rechtslage ausdrücklich hingewieseno Darüber

hinaus habe sie aber auch gegenüber dem AG mit ihren Schreiben

vom 8‚ Dezember 1956, 50 Januar, 5„ Februar und 18. Februar
1957 eingehend die Rechtslage erläutert, Diese Schreiben seien

beim AG Gegenstand eingehender Erörterungen gewesen, hätten

den AG jedoch zunächst keine Veranlassung gegeben, den Pfän—

dungs— und Überweisungsbeschlufäabzuändern°

Zu Unrecht berufe sich der Kläger auf 5 840 ZPO, der nur das
Verhältnis zwischen Gläubiger und Schuldner, nicht aber zum
Drittschuldner regleo Auch wenn der Beklagten die schwierige
wirtschaftliche Lage des Klägers bekannt gewesen sei, habe

sie die Leistungen nicht aus eigenem Entschluß unter Mißach—

tung der gerichtlichen Entscheidung verweigern und einbehalten

dürfen. Der Kläger könne sich auch nicht darauf berufen, daß
ein Arbeitgeber bei der Pfändung einer Lohnforderung eines

Arbeitnehmers nur die pfändungsfreien Beträge abführen dürfeo

Ein Arbeitgeber könne aus den Lohnpfändungstabellen ohne

nennenswerte Schwierigkeiten ablesen, welche Beträge bei einer
Lohnpfändung dem Arbeitnehmer verbleiben müßten. Im vorliegen—

den Fall sei aber gemäß @ 69 BVG durch das Gericht festzustel—

len gewesen, ob überhaupt und gegebenenfalls in welchem Umfang

die Rente des Klägers gepfändet werden durfte„ Für die Rechts—

beziehungen zwischen dem Kläger und der Beklagten sei es auch

ohne Bedeutung, daßxder Pfändungs— und Überweisungstsehluß

—6—
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durch das LG Münster aufgehoben werden sei" Nach 9 836 Abso 2

ZPO gelte der Uberweisungsbeschluß, auch wenn er zu Unrecht

erlassen worden sei, zugunsten des Drittschuldners gegenüber

dem Schuldner solange als rechtsbeständig, bis er aufgehoben

werde und die Aufhebung zur Kenntnis des Drittschuldners ge—-

lange‚ Die Beklagte habe daher im Verhältnis zu dem Kläger

mit befreiender Wirkung an den Gläubiger solange zahlen dür—

fen, bis ihr der Beschluß des LG Münster zugegangen sei,

Das LSG hat die Revision zugelassen. In der Rechtsmittelbeleh—

rung ist ausgeführt, daß die Frist zur Einlegung der Revision.

für den im Ausland wohnenden Kläger drei Monate betragea

Gegen dieses, seinem in der Bundesrepublik wohnenden Prozeß—

bevollmächtigten am 4. Februar 4964 zugestellte Urteil hat

der Kläger mit Schriftsatz vom 270 April 4964, am 280 April

4964 beim Bundessozialgericht (BSG) eingegangen, Revision ein»

gelegt und diese mit Schriftsatz vom 26„ Mai 4964, beim BSG

am 29. Mai 4964 eingegangen, begründete

4‚ das angefochtene Urteil des LSG Bremen vom
50 Oktober 4965 sowie das Urteil des SG Bremen

vom 5„ August 4960 und der Widerspruchsbescheid

vom 54„ Dezember 4957 sowie der Bescheid des

VersorgA Bremen vom 27. Juni 4957 werden aufgehobeno

2; die Beklagte wird verurteilt, dem Kläger

a) die ungekürzte Grundrente ab 49 November 4956

zu zahlen,

b) den von Frau Irmgard J; ; gepfändeten Betrag von
M 653,50 als restliche Nachzahlung laut Bescheid

vom 27. Juni 4957 an den Kläger zu zahlen,

hilfsweise„
.

50 es wird festgestellt, daß die Überweisung der Grund—

rente des Klägers an seine geschiedene Ehefrau Irmgard

Jun: als Unterhaltsbeitrag für die Kinder Wolfgang

und Wa ter J;1:;auf Grund des_Pfändungs— und Überwei—

sungsbeschlusses des AG Münster vom 509 November 4956

...‘7__
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gegenüber dem Kläger gemäß 5 67 Abs. 4 und 5 69 BVG
unzulässig war,

40 die Beklagte wird verurteilt, die dem Kläger erwachse—

nen außergerichtlichen Kosten zu erstatten.

' Der Kläger rügt eine Verletzung der 55 67 und 69 BVG sowie

der S5 704, 765, 765 a, 766, BM, 855, 856 und 850 ZPO und
eine Verletzung der B"rsorgepflichten der Beklagten

gegen—

über dem Kläger‘, Er bringt dazu vor, die Beklagte sei nicht

verpflichtet gewesen, dem Pfändungs— und Überweisungsbeschluß

des AG Münster vom 50„ November 4956 zu folgen" Durch @ 69

BVG bestehe eine Beschränkung der Zwangsvollstreckung zur Er—

haltung der Leistungsfähigkeit des Schuldners„ Wie bei allen

Vorschriften über die Unpfändbarkeit (@@844, 850 ZPO) und
den Vollstreekungsschutzvorschriften sei es die Pflicht der

Vollstreckungsorgane, den Sachverhalt möglichst aufzuklärena

Eine wirksame Vollstreckungsanordnung müsse grundsätzlich

beachtet und befolgt werden; auch wenn eine derartige Maßnah—

me aller sachlichen und förmlichen Voraussetzungen entbehre,

sei sie grundsätzlich wirksam, bis sie auf Rechtsbehelf durch

eine abändernde Entscheidung beseitigt werde und damit rück—

wirkend zusammenfalle. Im vorliegenden Fall sei aber der Be—

schluß von einem örtlich unzuständigen Gericht erlassen wor—
den und — entgegen der Auffassung des LG Münster — nicht nur
anfechtbar, sondern nichtig gewesen. Das habe das LSG verkannto

VEs sei herrschende Meinung, daß jeder Drittschuldner gegen die

ETändung und Überweisung Rechtsmittel und Rechtsbehelfe einle—

gen könne° Dies habe die Beklagte aber versäumt. Wenn der

Schuldner — wie im vorliegenden Fall — wortwörtlich im Ur—

wald lebe und erst nach Monaten einen Pfändungs— und Über—

weisungsbeschluß zugestellt erhalte, der Drittschuldner —
also die Beklagte — entsprechend diesem Beschluß aber handele,

dann habe er — der Kläger — auf jeden Fall einen Schaden er—
.litten° Wenn sodann weiter nach Aufhebung des Pfändungsbeschlus—

=ses der Schuldner von dem Gläubiger keinen Ersatz erhalte, dann

frage es sich, ob es Umstände gebe, die dem Drittschuldner ge—
bieten, von der Möglichkeit auf Einlegung von Rechtsbehelfen

__)—
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Gebrauch zu machen, um einen dem Schuldner drohenden Schaden

abzuwenden‚ Diese Frage könne von allen billig und gerecht

denkenden Menschen nur bejaht werden, Die Versorgungsbehörde

könne sich hinsichtlich ihrer Fürsorgepflicht bei dem ihr

damals bekannten Sachverhalt nicht nur darauf beschränken —
wie hier geschehen —, ihm — dem Kläger — nur den Rechtsrat

zu erteilen, selbst Erinnerung bei Gericht einzulegen und das

Vollstreckungsgericht nur auf die Vorschriften des BVG hinzu—

weiseno Die Versorgungsbehörde habe zumindest gewußt„ daß der

der Zwangsvollstrcckung zugrunde liegende Titel materiell—

rechtlich zweifelhaft gewesen sei und eine Zwangsvollstreckung

aus diesem Titel gemäß 5 765 a ZEO nicht mit den guten Sitten

vereinbar get sen wäre„ Die Versorgungsbehörde habe auch zu—

mindest wissen müssen, daß der Pfändungs— und Überweisungsbe—

sehluß vom unzuständigen Gericht erlassen und, wenn nicht nich—

tig, so doch anfechtbar gewesen sei, Sie habe auch erkennen

müssen, daß materiell—rechtlich die Pfändung gemäß 35 67, 69

BVG unzulässig gewesen sei„ Diese Unzulässigkeit der Pfändung

sei der Nichtigkeit des Beschlusses gleichzusetzeno Die Beklag—
te könne sich auch nicht auf 5 856 Abso 2 ZPO hinsichtlich der
Überweisung berufen. Es bestehe hier insoweit eine Ausnahme

und sein Schutz entfalle, wo der gute Glaube des Drittschuld—

ners weggefallen sei. Die Beklagte könne sich auch nicht auf

ihre VV berufen, da diese keine die Allgemeinheit bindenden

Gesetze seien° Wenn die Beklagte nichts gegen den Pfändungs-

und Überweisungsbeschluß unternommen, sondern ihn ausgeführt

habe, so habe sie ihre Fürsorgepflicht, wie sie in 55 25 ff
BVG beschrieben sei, verletzt„ Die beim VersorgA in Bremen

durchaus qualifizierten Beamten seien verpflichtet gewesen?

ihre Pflichten gegenüber den Kriegsbeschädigten uneingeschränkt

zu erfüllen. Hier müßten hinsichtlich der Fürsorgepflicht der

Versorgungsbehörde gegenüber den Kriegsbeschädigten die beam—
tenrechtlichen Vorschriften herangezogen werden„ Die Versor—

gungsbehörde habe ähnliche Fürsorgepflichten gegenüber den

kriegsbcschädigten wie ein Arbeitgeber gegenüber seinem Ar—

beitnehmer. Der Umfang der Fürsorgepflicht ergebe sich aus den

einzelnen Rechtsverhältnissen unter Berücksichtigung von Treu

__9..
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und Glauben. Das LSG habe verkannt, daß ein Arbeitgeber bei ei—

ner Lohnpfändung gegenüber seinem Arbeitnehmer nur die Beträ—

ge einbehalten dürfe, die der Lohnpfändung unterlägen, selbst

wenn der Pfändungs— und Überweisungsbeschluß einen höheren

Betrag bezeichne° Da der Versorgungsbehörde die materielle

Unzulässigkeit der Rentenpfändung nach 5 69 BVG bekannt gewe—

sen sei, hätte sie dieser Pfändung nicht folgen dürfen° An—

4dernfalls würde der Kläger schlechter behandelt als ein Ar—

beitnehmer, was gegen Art. 5 GG verstoße. Wenn die Versor—

gungsbehörde dem Pfändungsgebot Folge zu leisten gehabt habe,

so hätte sie aber doch den Schaden dadurch abwcnden können,

daß sie Erinnerung eingelegt hätte„ Da sie von diesem ihr

zustehenden Ermessen keinen Gebrauch gemacht habe, liege Er—

messensfehlge rauch vor. Wenigstens sei sie verpflichtet ge—

wesen, die gepfändeten Beträge nicht an den Gläubiger abzu—

führen,sondern unter Verzicht auf Rücknahme bei der zuständi—

gen Stelle zu hinterlegen. Durch eine derartige Hinterlegung
wäre den Kläger der Schaden nicht entstanden, Eine jetzt mög—

liche Bereichcnngäiage gegen den Gläubiger sei zwecklos, da

er ohne Vermögen sei. Eine Klage aus Amtspflichtverletzung

gegen den Justizfiskus des AG Münster könnte.möglichermeise

gegeben sein, dieser Anspruch sei aber wohl verjährt. Hier

würde im übrigen das ordentliche Gericht zuständig sein„ Es

sei aber nicht einzusehen, daß in Sesiälangelegenheiten die

Frage der Fürsorgepflichtverletzung der Beklagten aus prozeß—

ökonomischen Gründen nicht auch von den Sozialgerichten ent—

schieden werden sollteo

Wegen des weiteren Vorbringens wird auf den Inhalt der Re—

visionsbegründung vom 26, Mai 4964 und den Schriftsatz des

Klägers vom 27. Mai 4964 verwiesen.

Die Beklagte beantragt,
_

die Revision als unbegründet zurückzuweisen.

Sie ist der Auffassung, daß weder materiell—rechtliche noch
prozeßrechtliche Vorschriften durch das LSG verletzt sind‚ We—

gen des Vorbringens der Beklagten wird auf den Schriftsatz

vom 2. Juli 1964 verwiesen.
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Das angefochtene Urteil ist dem in der Bundesrepublik wohnenden

Prozeßbevollmächtigten des Klägers am 1° Februar 1964 zugestellt

worden, so daß die Frist zur Einlegung der Revision gemäß

% 164 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) — da der 10 März 1964
ein Sonntag war — am 20 März 1964 endete„ Der Kläger hat die

Revision mit dem am 280 April 1964 beim BSG eingegangenen

Schriftsatz vom 27. April 1964 eingelegt und sie mit dem am 290

Mai 1964 eingegangenen Schriftsatz vom 26„ Mai 1964 begründete

Dennoch ist die Revision form— und fristgerecht eingelegt und

begründet werden. Nach der Rechtsmittclbelehrung im angefochte—

nen Urteil beträgt nämlich die Frist zur Binlegung der Revi—

sion drei Monate nach Zustellung des angdbchtenen Urteils° Die—

se Rechtsmittelbelehrung läßt sich nicht auf die Entscheidung

des BSG vom 11. April 1960 (SozR SGG % 164 Nr„ 42) stützen,

nach der die Frist zur Einlegung der Revision dann drei Monate

beträgt, wenn das angefochtene Urteil dem Revisionskläger außer—

halb des Geltungsbereiches des SGG zugestellt wird„ Das ange—

fochtene Urteil ist dem Frozeßbevollmächtigten des Klägers im

Geltungsbereich des SGG zugestellt werden, mithin betrug die

Hevisionsfrist nicht drei Monate, sondern gemäß 5 164 Abs„ 1

SGG nur einen Monat" Die Rechtsmittelbelehrung des angefochte—

nen Urteils ist daher unrichtig im Sinne des @ 66 Abs() 2 SGG„

so daß die Einlegung der Revision innerhalb eines Jahres seit

Zustellung des angefochtenen Urteils zulässig isto-Innerhalb

dieser Frist sind aber die Revision und ihre Begründung beim

BSG eingegangeno '

Revision ist

ft; sie i

E
D

‘

0i kraft Zulassung nach 5 162 Abs„ 1 Nr„ 1 SGG
+

jedoeh unbegründeto—tattha7

SC

Der Kläger macht für sein Begehren auf Zahlung der von der

Versorgungsbehörde an den Sohn Wolfgang überwiesenen Unterhalts—

beträge geltend, der Bescheid vom 27‚ Juni 1957 sei rechtswi—

drig° Diese Auffassung geht aber fehl..

Mit dem Bescheid vom 27. Juni 1957 hat die Versorgungsbehörde

dem Kläger für die Zeit ab 1„ Januar 1955 eine Rente nach einer

MdB um 50 v.H. als Auslandsversorgung nach Brasilien bewilligt.
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Bevor sie diesen Bescheid erließ, war ihr der Pfändungs— und
Überweisungsbeschluß des AG Münster von 50. November 1956

zugestellt werden, mit dem der Sohn Wolfgang, vertreten durch

die geschiedene Ehefrau des Klägers, aus dem vollstreckbaren

Urteil des AG Münster vom 20. April 1954 wegen rückstähdigen

Unterhalts in Höhe von DM 840,—— (abgeändert durch den Be—

schluß des AG Münster vom 27. Februar 1957 hinsichtlich rück—

ständigen Unterhalts auf den Betrag von 410,—— DM für die Zeit

vom 4. Mai 4954 bis 28. Februar 4957) sowie wegen laufenden

Unterhalts von monatlich DM 40,—— den Anspruch des Klägers

gegenüber dem VersorgA auf Rentenzahlung pfändete-und die

Forderung in Höhe der gepfändeten Beträge zur Einziehung

überwiesen wurde. Entgegen der Auffassung des Klägers war
die Versorgungsbehörde verpflichtet, diesem Efändungs— und
Überweisungsbeschluß zu folgen. Wie selbst der Kläger in

seiner Revisionsbegründung nicht verkennt, handelt es sich

bei der Vollstreckungshandlung eines Gerichts um einen staat—

lichen Hoheitsakt, der grundsätzlich beachtet und befolgt

werden muß, solange die fehlerhaftigkeit nicht durch die hier—

für zuständige Stelle festgestellt werden ist. Durch das in

dem bezeichneten Pfändungs— und Überweisungsbeschluß enthal—

tene Verbot, die gepfändete Forderung in der genannten Höhe

an den Kläger zu zahlen, war die Versorgungsbehörde somit ge—

hindert, diesen Betrag an den Kläger auszuzahlen; gleichzeitig

war mit der im Beschluß angeordneten Überweisung der Forderung

zur Einziehung der Sohn des Klägers als Gläubiger zu allen

seiner Befriedigung dienenden Maßnahmen ermächtigt (Baumbaeh/

Lauterbach, ZPO, 26. Aufl., Anm. 4 A zu 5 855). Für die Ver—
sorgungsbehörde ergab sich hieraus die Verpflichtung, den

gepfändeten und zur Überweisung eingezogenen Betrag als Dritt—

schuldnerin an den Gläubiger zu dessen Befriedigung abzu—

führen.

Soweit der Kläger meint, diese mit der Zustellung des Pfän—

dungs— und Überweisungsbeschlusses der Versorgungsbehörde

auferlegten Verpflichtungen seien deshalb nicht eingetreten,

weil der Beschluß von dem örtlich unzuständigen Gericht erlas—

sen worden und daher nichtig gewesen sei, kann ihm nicht ge—
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folgt werden. Es ist zwar richtig, daß der Beschluß von dem

örtlich unzuständigen AG in Münster erlassen werden ist, wie

das LG Münster in dem Beschluß vom 49. September 4964 ausge—

führt hat. Dennoch war er aber — entgegen der Auffassung des

Klägers — nicht nichtig, sondern nur anfechtbar (Baumbach/

Lauterbach, ZPO, 5 828, Anm. 5; Stein/Jonas, Komm. zur ZPO,

5 828 Ai,. III; Rosenberg, Lehrbuch des deutschen Zivilrechts,

8. Aufl., 5 480 I 2). Die Anfechtbarkeit des vom AG Münster

erlassenen Pfändungs— und Überweisungsbeschlusses beseitigte

aber nicht seine Wirksamkeit im Zeitpunkt seines Erlasses und

hinderte somit auch nicht den Eintritt und die Wirkung der

Pfändung und Überweisung. Die von dem örtlich unsuständigen

AG getroffene Entscheidung mußte daher solange beachtet und

befolgt werden, als die Fehlerhaftigkeit nicht durch die da—
für zuständige Stelle autoritativ festgestellt werden war (so

dazu auch Baumbach/Lauterbach, ZEO, 26. Aufl., Grundz. vor
% 704, Anm. 8 B). Unzutreffend ist auch die Auffassung des
Kläg rs, daß die Versorgungsbehörde die örtliche Unzustä■dig—

keit des AG Münster für die vorgenommene Pfändung und Über—

veisung der Rentenbezüge des Klägers hätte erkennen müssen.

Sowohl der Reehtspfleger als auch der Richter des AG in Mün—

ster, die ihre örtliche Zuständigkeit in jeder Lage des Verfah—

rens von nmts wegen zu prüfen hatten, waren offensichtlich

selbst der Auffassung, daß sie für die Vollstreckungshandlung

örtlich zuständig waren. Eine darüber hinausgehende Pflicht

zur Nachprüfung der örtlichen Zuständigkeit bestand für die

Versorgungsbehörde nicht. Im übrigen hat der Kläger nichts

dafür dargetan, daß für die Versorgungsbehörde aus den Um—

ständen der Vollstreckungshandlung die örtliche Unzuständigkeit

des AG in Münster erkennbar war, sie diese also ”erkennen '

mußte”, so daß in diesem Zusammenhang unerörtert bleiben kann,

ob in einem solchen Fall die Behörde verpflichtet gewesen
wäre, alle Maßnahmen gegen die Vollstreckungshandlungen vor—

zunehmen, die zur Abwendung der Vollstreckung und damit zur

Abwendung von Nachteilen für den Schuldner möglich sind.

Ebensowenig kann der Ansicht des Klägers gefolgt werden, die

Versorgungsbehörde sei deshalb zur Zahlung der an den Sohn
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Wolfgang überwiesenen Renten an den Kläger verpflichtet, weil
die Vollstreckung in seine Rente wegen der Unterhaltsforderung

gemäß 55 67 und 69 BVG unzulässig gewesen wäre. Nach 5 67 Abs° 2
Nr. 2 BVG in der hier anzuwendenden Fassung vor dem Inkraft—

treten des l° NOG (BVG aF) kann der Anspruch auf Rente
„„ über—

tragen, verpfändet und gepfändet werden wegen eines Anspruchs

auf Erfüllung einer gesetzlichen Unterhaltspflicht° Gemäß @ 69

BVG aF ist in diesem Fall die Übertragung, Verpfändung und Pfän—

dung insoweit unzulässig, als der Versorgungsberechtigte der

Rente — zur Bestreitung seines Unterhalts oder zur Erfüllung

einer gleichstehenden oder vorübergehenden Unterhaltspflicht —
bedarf° Bei dieser Vorschrift handelt es sich um einen besonde—

ren, außerhalb der ZBO geregelten Fall des Pfändungsschutzes°

Demzufolge war das Vollstreckungsgericht, also hier das AG Münster,

verpflichtet, diese Vorschrift zu beachten und vor Erlaß des oben

bezeichneten Pfändungs— und Uberweisungsbeschlusses zu prüfen,

ob und in welchem Umfangs für den Kläger der Pfändungsschutz des

% 69 BVG gegeben war° Offensichtlich hat der Vollstreckungsrichter

die Vorschrift des 5 69 BVG nicht beachtet und auch dann keinen

Anlaß gesehen, die volle Pfändung der laufenden Grundrente abzu—

-ändern, nachdem die Versorgungsbehörde ihn in ihrem Schreiben vom

8° Dezember 1956, also unmittelbar nach Zustellung des Pfändungs-

und Überweisungsbeschlusses vom 50, November 1956, auf die Fän—

dungsschutzvorschrift des % 69 BVG hingewiesen hatte° Dies ergibt

sich aus der Verfügung des AG Münster vom 22, Dezember 1956, in

der mitgeteilt wird: "Wir sehen keine Veranlassung, den Pfändungs—

und Überweisungsbeschluß abzuändern oder aufzuheben"° Die Nicht—

beachtung des 5 69 BVG durch das AG in Münster bei Erlaß des Pfän—

dungs— und Uberweisungsbeschlusses führte aber nur zu dessen An—

fechtbarkeit, so daß bis zu seiner Abänderung oder Aufhebung durch

das zuständige Vollstreckungsorgan die mit der Zustellung des

Beschlusses eingetretenen Wirkungen - die Pfändung der Forderung

und ihre Überweisung an den Gläubiger — bestehen blieben und

die Versorgungsbehörde verpflichtet war, den ihr damit auferleg—

ten Geboten und Verboten Folge zu leisten° Richtig ist zwar, wie

der Kläger vorbringt, daß auch der Drittschuldner, also hier die
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Versorgungsbehörde, ebenso wie die übrigen Beteiligten, das

Recht hat, gemäß 5 766 ZPO alle gegen die Pfändung und Über—
weisung möglichen Einwendungen, die das Verfahren betreffen,

zu erheben° Dennoch ist der Drittschuldner verpflichtet, dem

Pfändungs— und Überweisungsbeschluß solange Folge zu leisten,

als dieser nicht abgeändert oder aufgehoben wird° Das ist in

einer Beziehung mit dem Beschluß des AG Münster vom 27„ Fe—

bruar 1957 erfolgt, in dem die Pfändung nicht mehr wegen
eines Unterhaltsrückstandes in Höhe von DM BlO,——, sondern

‘ nur noch in Höhe von DM 4lO,—— vollzogen worden ist„ Dieser

Änderung aber hat die Versorgungsbehörde in dem angefochtenen
Bescheid vom 27„ Juni 1957 Rechnung getragen° Im übrigen ist

die Abänderung des ursPrünglichen Pfändungsbeschlusses auf

die Einwendungen der Versorgungsbehörde in ihrem Schreiben

vom 18° Februar 1957 an das Vollstreckungsgericht erfolgto

Dieses Schreiben der Versorgungsbehörde wie schon des vom 80

Dezember 1956 sind ihrem Inhalte nach Erinnerungen im Sinne

des 5 766 ZPO gewesen, allerdings nicht als solche vom Voll—

streckungsgericht behandelt werden° Das hat aber die Versor—

gungsbehörde nicht zu vertreten°

Soweit der Kläger meint, die Versorgungsbehörde hätte die

gepfändete Rente wegen des Pfändungsschutzes nach 5 69 BVG

nicht an den Gläubiger abführen dürfen, weil bei einer die Lohn—

pfändungsgrenzen überschreitenden Pfändung ein Arbeitgeber trotz

eines entgegenstehenden Pfändungsbeschlusses nur die nach den

Schutzvorschriften der SS 850 ff ZPO pfändbaren Lohnanteile

an den Gläubiger abführen dürfe, kann seiner Auffassung nicht

gefolgt werden° Es kann dahinstehen, ob einem Arbeitgeber

eine derartige Verpflichtung gegenüber dem Arbeitnehmer bei

einer die Lohnpfändungsgrenze übersteigenden Lohnpfändung ob—

liegt„ Selbst wenn ein Arbeitgeber gegenüber seinem Arbeit—

nehmer verpflichtet wäre, bei einer die Lohnpfändungsgrenzen

überschreitenden Pfändung und Überweisung des Arbeitslohnes

nur diejenigen Lohnanteile abzuführen, die nicht dem Pfän—

dungsschutz nach den 85 850 ff ZPO unterliegen, so ergäbe
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sich aus einem solchen Grundsatz noch nicht die Verpflich—

tung der Versorgungsbehörde gegenüber dem Versorgungsberech

tigten, einem die Versorgungsrente betreffenden Pfändungs—

und Überweisungsbeschluß nicht Folge zu leisten, bei dessen

Erlaß die Schutzvorschrift des S 69 BVG nicht beachtet

worden ist° Abgesehen davon, daß die sich aus einem Arbeits—

vertrag ergebenden Rechte und Pflichten zwischen Arbeitgeber

und Arbeitnehmer nicht auf das Versorgungsrechtsverhältnis,

das zwischen der Versorgungsbehörde und dem Berechtigten

besteht, übertragen werden können, besteht auch zwischen den

Pfändungsschutzvorschriften der ZPO und der Vorschrift des
5 69 BVG ein grundlegender Unterschied° Während ein Arbeit-

geber regelmäßig die pfändungsfreien Lohnanteile aus den Lohn—

tabellen errechnen kann, ist für die Versorgungsbehörde nicht

ersichtlich, ob und in welcher Höhe einem Versorgungsberech—

tigten nach 5 69 BVG ein Pfändungsschutz zusteht° Der 5 69 BVG
kennt nämlich — im Gegensatz zu den Lohnpfändungsvorschriften

der ZPO — keine festen Pfändungsfreibeträge, sondern macht

den Pfändungsschutz dem Grunde und der Höhe nach davon abhän—

gig, ob der Rentenberechtigte der Rente "zur Bestreitung

seines Unterhalts oder zur Erfüllung einer gleichstehenden

oder vorgehenden Unterhaltspflicht bedarf"; Dies nachzuweisen,

obliegt aber dem Rentenberechtigten — also dem Kläger —,nicht

aber der Versorgungsbehörde° Demzufolge war die Versorgungs-

behörde nicht verpflichtet, auf Grund des 5 69 BVG die Über—
weisung der gepfändeten Rente an den Gläubiger zu unterlassen°

Schließlich ist die Versorgungsbehörde auch nicht deshalb
verpflichtet, den an den Sohn Wolfgang überwiesenen Betrag

nochmals an den Kläger zu zahlen, weil die vom AG Münster

vorgenommene Pfändung und Überweisung der Rente durch den

Beschluß des LG Münster vom lO‚ Oktober 1961 aufgehoben wor—
den iSt‚ Es kann dahinstehen, ob die Pfändung und die damit

gleichzeitig erfolgte Überweisung der Rente an den Sohn

Wolfgang im Jahre 1956 durch die im Jahre 196l erfolgte Auf—
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hebung von Anfang an oder erst vom Zeitpunkt des Erlasses

des Beschlusses des LG Münster„ also vom 190 September 1961

an‚ unwirksam war° In jedem Fall steht dem_Anspruch des Klä—

gers die Vorschrift des 5 856 Abs„ 2 ZPO entgegen° Danach

gilt der Überweisungsbeschluß‚ auch wenn er zu Unrecht erlassen

ist‚ zugunsten des Drittschuldners dem Schuldner gegenüber so—
lange als rechtsbestéalndig.> bis er aufgehoben wird und die Auf—

'hebung zur
Kenntnis des Drittschuldners gelangt° Bis zur Kennt—

nis des Beschlusses des LG Münster vom 19° September 1961 hat

die Versorgungsbehörde daher die gepfändeten Rentenanteile an
den Gläubiger rechtmäßig und mit befreiender Wirkung gegenüber

dem Kläger gezahlt° Soweit der Kläger in diesem Zusammenhang

verbringt, der 5 856 Abs° 2 ZPO könne im vorliegenden Fall

keine Anwendung finden‚ weil die Versorgungsbehörde hinsicht—

lich des Pfändungs— und Überweisungsbeschlusses des AG Münster

”nicht im guten Glauben” gewesen sei‚ ist sein Vorbringen

rechtsunerheblich° Die Rechtsbeständigkeit des Pfändungs— und

Überweisungsbeschlusses gilt zugunsten des Drittschuldners

für die Zeit des "Bestandes" (@ 836 Abs° 2 ZPO : "bis er auf—ä
„

gehoben wird”) des Beschlusses, unbeschadet der Vorstellung '

des Drittschuldners von der Rechtmäßigkeit des Erlasses des Be—

schlusses durch das Vollstreckungsgericht° Eine Bösgläubigkeit

des Drittschuldners‚ die das Vertrauen des Drittschuldners in

den Bechtsbestand des Beschlusses erschüttern würde‚ könnte

also nur darin bestehen, daß er nicht mehr an den Bestand des

Beschlusses glauben durfte, weil dieser etwa aufgehoben war

oder das Vollstreckungsgericht die Zwangsvollstreckung einst—

weilen aufgehoben hatte (vgl° Baumbach7 ZPO‚ 29„ Auflo 5 856

Anm„ 2)° In dieser Richtung hat aber weder der Kläger Tatsa—

chen vorgebracht noch geht aus den Feststellungen des LSG et—

was dafür hervor, daß die Versorgungsbehörde bei Erlaß des an—

gefochtenen Bescheides nicht.im guten Glauben hinsichtlich der
Rechtsbestähdigkeit der Pfändung und Überweisung durch das AG

Münster gewesen ist; dies konnte schon deshalb nicht der Fall
sein‚ weil der Beschluß tatsächlich erst durch das Landgericht
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Münster mit Beschluß vom 19° September 1961 aufgehoben
werden ist°

Der Hinweis des Klägers auf € 765 a ZPO zur Rechtfertigung
seines Begehrens ist nicht verständlich° Nach dieser Ver—

schrift kann auf Antrag des Schuldners das Vollstreckungsge—

richt eine Maßnahme der Zwangsvollstreckung ganz oder teil—

weise aufheben, untersagen oder einstellen, wenn die Maßnahme

unter voller Würdigung des Sehutzbedürfnisses des Gläubigers

wegen ganz besonderer Umstände eine Härte bedeutet, die mit den

guten Sitten nicht vereinbar ist. Der Kläger behauptet zwar, die

Pfändung seiner Rente durch das AG Münster sei mit den guten

Sitten nicht vereinbar gewesen, jedoeh wäre, selbst wenn seine

Behauptung zutreffen sollte, nur er selbst nach dem Wortlaut

des % 765 a ZPO befugt gewesen, das Gericht anzurufen; der Ver—

sorgungsbehörde stand insoweit überhaupt kein Recht zu; sie

wäre erst, wenn auf das Vorbringen des Klägers hin das Gericht

eine entsprechende Anordnung getroffen hätte, verpflichtet ge—

wesen, anders — als geschehen_— zu handeln°

Auch die weiteren Ausführungen des Klägers über eine Ver—

letzung der sich aus dem Versorgungsrechtsverhältnis ergeben—

den Fürsorgepflichten durch die Versorgungsbehörde können

das Begehren des Klägers nicht Stützen° Der Kläger meint, daß

er bei einer Verletzung der Fürsorgepflichten durch die Ver—
sorgungsbehörde so gestellt werden müsse, wie wenn die Ver—

sorgungsbehörde der ihr obliegenden Fürsorgepflicht ordnungs—
gemäß nachgekommen wäre, daß also im vorliegenden Fall die

Versorgungsbehörde die an den Pfändungsgläubiger abgeführten

Rentenbeträge noch einmal an ihn, den Kläger, zahlen müsse,

weil die der Versorgungsbehörde obliegende Fürsorgepflicht

geboten hätte, trotz des vorliegenden Pfändungs— und Überwei—

sungsbeschlusses auch die gepfändeten Rententeile an ihn zu
zahlen oder den Pfändungsbeschluß durch die Einlegung von

Rechtsbehelfen vor seiner Ausführung zu beseitigen, Es kann
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dahinstehen, ob die Verletzung einer sich aus dem BVG er—
gebenden Fürsorgepflicht zu einem öffentlich—rechtlichen

"Schadensersatzanspruch" führt (s° fod,Rentenversicherung

BSG in SOZR RVG € 1253 Nr‚ 5) und ob dafür nach @ 51 SGG
der Rechtsweg zu den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit er—
öffnet wird° Selbst wenn man dies annimmt, muß der Anspruch

schon an dem Umstand scheitern, daß die Versorgungsbehörde

bei der gegebenen Sachlage die ihr zumutbaren Fürsorgepflich—

ten weitgehend wahrgenommen hat° Nach der für das Verwaltungs—

handeln der Versorgungsbehörde maßgeblichen VV Nr° 2 Abs° 5

zu 5 6? BVG mußte es die Versorgungsbehörde dem Versorgungs—

berechtigten überlassen, bei der Pfändung eines AnSpruchs auf

Rente wegen einer gesetzlichen Unterhaltsverpflichtung bei

dem Vollstreckungsgericht die Beschränkung oder Aufhebung des

Pfändungsbeschlusses zu erwirken, wenn er einwenden wollte,

daß er der Rente zur Bestreitung seines Unterhalts oder zur

Erfüllung gesetzlicher Unterhaltspflichten bedürfe° Wie die

VV aaO hervorhebt, war bis zu einer Änderung oder Aufhebung

des Pfändungs— und Überweisungsbeschlusses die Rente dem

Gläubiger nach Maßgabe des Beschlusses zu überweisen, lm vor—_

liegenden Fall hat sich die Versorgungsbehörde nicht darauf

beschränkt, dem Kläger auf seine Anfragen hin am 12, Septem—

ber l957 mitzuteilen, daß es ihr nicht möglich sei, sich gegen

den Pfändungs— und Überweisungsbeschluß des AG Münster vom

500 November l956 im Namen des Klägers zu wenden, da sie

“rechtlich verhindert” sei, "als Beauftragte von Versorgungs—

berechtigten tätig zu werden", und ihm anzuraten, sich eines

Anwaltes in der Bundesrepublik Deutschland zu bedienen; viel—

mehr hat die Versorgungsbehörde darüber hinaus, und zwar mit

den Schreiben vom 8, Dezember 1956 und vom 180 Februar 1957,

die tatsächlichen und rechtlichen Bedenken gegen die Pfändung

und Überweisung der Rente dem Vollstreckungsgericht vorgehal—

ten, insbesondere auch auf die Schutzvorschrift des 5 69 BVG

und darauf hingewiesen, daß der Kläger wahrscheinlich der

Rente wegen seines eigenen Unterhalts bedürfe; Eine weiter—
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gehende Verpflichtung zu einem Handeln der Versorgungs—
behörde zugunsten des Klägers kann nicht anerkannt werden°

Das gilt auch von der Hinterlegung der für den Gläubiger

gepfändeten Rentenbeträge, die nach Meinung des Klägers

von der Versorgungsbehörde hätte durchgeführt werden sollen,

wobei dahinstehen kann‚ ob dafür überhaupt die rechtliche

'Mögli0hkeit gegeben war„Smüt läßt sich auch nicht aus ei—

ner Verletzung der Fürsorgepflicht durch die Versorgungs—

behörde ein Anspruch des Klägers auf erneute Auszahlung der

Rente an ihn herleiten°

Soweit der Kläger seinen Anspruch auf eine Amtspflicht—

verletzung i‚S. des 5 859 BGB stützen will, erkennt er offen-

bar selbst, daß für eine Entscheidung hierüber die Gerichte

der Sozialgerichtsbarkeit nicht zuständig sind° Für Scha—

densersatzansprüche aus Amtspflichtverletzung (@ 859 BGB,
Art" 54 GG) ist der Rechtsweg vor den Gerichten der Sozial—

gerichtsbarkeit auch dann nicht gegeben, wenn die Amtshand—

lung sich auf eine Angelegenheit der Sozialversicherung oder

Kriegsopferversorgung bezieht (vgl° dazu BSG in SozR BGB

5 859 Nr° 2)„ Demzufolge kann seinen Anträgen zu 1) und 2)

nicht entsprochen werden„'

Soweit er hilfsweise unter 5) beantragt hat festzustellen‚

daß die Überweisung der Grundrente des Klägers an seine

geschiedene Ehefrau Irmgard als Unterhaltsbeitrag für die

Kinder Wolfgang und Walter J:x:.auf Grund des Pfändungs—

und Überweisungsbeschlusses des AG Münster vom 50„ Novem—

ber l956 gegenüber dem Kläger gemäß 5 67 Abs° 1 und @69 BVG
unzulässig war, muß auch diesem Antrag der Erfolg versagt

bleiben, weil er unzulässig ist° Die Frage der Wirksamkeit

der Pfändung und Überweisung der Rente richtet sich nach

den Vorschriften des bürgerlichen Rechts und der ZPO„ Sie

betrifft das zwischen dem Kläger und dem Pfändungsgläubiger

bestehende bürgerlich—rechtliche Rechtsverhältnis‚ das im

Streitverfahren gem° @ l5 des Gerichtsverfassungsgesetzes
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von den ordentlichen Gerichten zu beurteilen ist° Im übrigen

hat das LG Münster in seinem Beschluß vom 10° Oktober 1961

bereits ausgeführt, daß die Pfändung und Überweisung durch

das AG Münster gemäß @69 BVG unzulässig war°

Das LSG hat somit im Ergebnis zutreffend die Berufung des

Klägers gegen das Urteil erster Instanz als unbegründet

zurückgewiesen° Die Revision war somit als unbegründet

zurückzuweisen (@ 170 Abs° 1 Satz 1 SGS)°

Die Kostenentscheidung ergeht gemäß 5 195 Abs„ 1 SGG°
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